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c) alle sonstigen Informationen, die das wissenschaftliche Gremium für relevant
hält, gegebenenfalls einschließlich Informationen, die es auf eigene Initiative
hin zusammengetragen hat.

Art. 91 Befugnis zur Anforderung von Dokumentation und Informa-
tionen. (1) Die Kommission kann den Anbieter des betreffenden KI-Modells
mit allgemeinem Verwendungszweck auffordern, die vom Anbieter gemäß den
Artikeln 53 und 55 erstellte Dokumentation oder alle zusätzlichen Informatio-
nen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung dieser Verordnung
durch den Anbieter zu beurteilen.

(2) Vor der Übermittlung des Informationsersuchens kann das Büro für
Künstliche Intelligenz einen strukturierten Dialog mit dem Anbieter des KI-
Modells mit allgemeinem Verwendungszweck einleiten.

(3) Auf hinreichend begründeten Antrag des wissenschaftlichen Gremiums
kann die Kommission ein Informationsersuchen an einen Anbieter eines KI-
Modells mit allgemeinem Verwendungszweck richten, wenn der Zugang zu
Informationen für die Wahrnehmung der Aufgaben des wissenschaftlichen
Gremiums gemäß Artikel 68 Absatz 2 erforderlich und verhältnismäßig ist.

(4) In dem Auskunftsersuchen sind die Rechtsgrundlage und der Zweck des
Ersuchens zu nennen, anzugeben, welche Informationen benötigt werden, eine
Frist für die Übermittlung der Informationen zu setzen, und die Geldbußen für
die Erteilung unrichtiger, unvollständiger oder irreführender Informationen
gemäß Artikel 101 anzugeben.

(5) 1 Der Anbieter des betreffenden KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck oder sein Vertreter stellt die angeforderten Informationen bereit.
2 Im Falle juristischer Personen, Gesellschaften oder – wenn der Anbieter keine
Rechtspersönlichkeit besitzt – die Personen, die nach Gesetz oder Satzung zur
Vertretung dieser Personen befugt sind, stellen die angeforderten Informationen
im Namen des Anbieters des betreffenden KI-Modells mit allgemeinem Ver-
wendungszweck zur Verfügung. 3 Ordnungsgemäß bevollmächtigte Rechts-
anwälte können Informationen im Namen ihrer Mandanten erteilen. 4 Die
Mandanten bleiben jedoch in vollem Umfang dafür verantwortlich, dass die
erteilten Auskünfte vollständig, sachlich richtig oder nicht irreführend sind.

Art. 92 Befugnis zur Durchführung von Bewertungen. (1) Das Büro für
Künstliche Intelligenz kann nach Konsultation des KI-Gremiums Bewertungen
des betreffenden KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck durchfüh-
ren, um
a) die Einhaltung der Pflichten aus dieser Verordnung durch den Anbieter zu

beurteilen, wenn die gemäß Artikel 91 eingeholten Informationen unzurei-
chend sind, oder

b) systemische Risiken auf Unionsebene von KI-Modellen mit allgemeinem
Verwendungszweck mit systemischem Risiko zu ermitteln, insbesondere im
Anschluss an eine qualifizierte Warnung des wissenschaftlichen Gremiums
gemäß Artikel 90 Absatz 1 Buchstabe a.

(2) 1 Die Kommission kann beschließen, unabhängige Sachverständige zu
benennen, die in ihrem Namen Bewertungen durchführen, einschließlich aus
dem gemäß Artikel 68 eingesetzten wissenschaftlichen Gremium. 2 Die für
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diese Aufgabe benannten unabhängigen Sachverständigen erfüllen die in Ar-
tikel 68 Absatz 2 umrissenen Kriterien.

(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 kann die Kommission über API oder
weitere geeignete technische Mittel und Instrumente, einschließlich Quellcode,
Zugang zu dem betreffenden KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck
anfordern.

(4) In der Anforderung des Zugangs sind die Rechtsgrundlage, der Zweck
und die Gründe für die Anforderung zu nennen und die Frist für die Bereit-
stellung des Zugangs zu setzen und die Geldbußen gemäß Artikel 101 für den
Fall, dass der Zugang nicht bereitgestellt wird, anzugeben.

(5) 1 Die Anbieter des betreffenden KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck oder seine Vertreter stellen die angeforderten Informationen zur
Verfügung. 2 Im Falle juristischer Personen, Gesellschaften oder – wenn der
Anbieter keine Rechtspersönlichkeit besitzt – die Personen, die nach Gesetz
oder ihrer Satzung zur Vertretung dieser Personen befugt sind, stellen den
angeforderten Zugang im Namen des Anbieters des betreffenden KI-Modells
mit allgemeinem Verwendungszweck zur Verfügung.

(6) 1 Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte, in denen die detail-
lierten Regelungen und Voraussetzungen für die Bewertungen, einschließlich
der detaillierten Regelungen für die Einbeziehung unabhängiger Sachverstän-
diger, und das Verfahren für deren Auswahl festgelegt werden. 2 Diese Durch-
führungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 98 Absatz 2 genannten Prüf-
verfahren erlassen.

(7) Bevor es den Zugang zu dem betreffenden KI-Modell mit allgemeinem
Verwendungszweck anfordert, kann das Büro für Künstliche Intelligenz einen
strukturierten Dialog mit dem Anbieter des KI-Modells mit allgemeinem Ver-
wendungszweck einleiten, um mehr Informationen über die interne Erprobung
des Modells, interne Vorkehrungen zur Vermeidung systemischer Risiken und
andere interne Verfahren und Maßnahmen, die der Anbieter zur Minderung
dieser Risiken ergriffen hat, einzuholen.

Art. 93 Befugnis zur Aufforderung zu Maßnahmen. (1) Soweit erforder-
lich und angemessen, kann die Kommission die Anbieter auffordern,
a) geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Verpflichtungen gemäß den

Artikeln 53 und 54 einzuhalten;
b) Risikominderungsmaßnahmen durchzuführen, wenn die gemäß Artikel 92

durchgeführte Bewertung zu ernsthaften und begründeten Bedenken hin-
sichtlich eines systemischen Risikos auf Unionsebene geführt hat;

c) die Bereitstellung des Modells auf dem Markt einzuschränken, es zurück-
zunehmen oder zurückzurufen.
(2) Vor der Aufforderung zu einer Maßnahme kann das Büro für Künstliche

Intelligenz einen strukturierten Dialog mit dem Anbieter des KI-Modells mit
allgemeinem Verwendungszweck einleiten.

(3) Wenn der Anbieter des KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck
im Rahmen des strukturierten Dialogs gemäß Absatz 2 Verpflichtungszusagen
zur Durchführung von Risikominderungsmaßnahmen, um einem systemischen
Risiko auf Unionsebene zu begegnen, anbietet, kann die Kommission diese
Verpflichtungszusagen durch einen Beschluss für bindend erklären und fest-
stellen, dass es keinen weiteren Anlass zum Handeln gibt.
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Art. 94 Verfahrensrechte der Wirtschaftsakteure des KI-Modells mit
allgemeinem Verwendungszweck. Unbeschadet der in dieser Verordnung
enthaltenen spezifischeren Verfahrensrechte gilt für die Anbieter des KI-Mo-
dells mit allgemeinem Verwendungszweck Artikel 18 der Verordnung (EU)
2019/1020 sinngemäß.

Kapitel X. Verhaltenskodizes und Leitlinien

Art. 95 Verhaltenskodizes für die freiwillige Anwendung bestimmter
Anforderungen. (1) Das Büro für Künstliche Intelligenz und die Mitglied-
staaten fördern und erleichtern die Aufstellung von Verhaltenskodizes, ein-
schließlich damit zusammenhängender Governance-Mechanismen, mit denen
die freiwillige Anwendung einiger oder aller der in Kapitel III Abschnitt 2
genannten Anforderungen auf KI-Systeme, die kein hohes Risiko bergen,
gefördert werden soll, wobei den verfügbaren technischen Lösungen und
bewährten Verfahren der Branche, die die Anwendung dieser Anforderungen
ermöglichen, Rechnung zu tragen ist.

(2) Das Büro für Künstliche Intelligenz und die Mitgliedstaaten erleichtern
die Aufstellung von Verhaltenskodizes in Bezug auf die freiwillige Anwendung
spezifischer Anforderungen auf alle KI-Systeme, einschließlich durch Betreiber,
auf der Grundlage klarer Zielsetzungen sowie wesentlicher Leistungsindikato-
ren zur Messung der Erfüllung dieser Zielsetzungen, einschließlich unter ande-
rem folgender Elemente:
a) in den Ethik-Leitlinien der Union für eine vertrauenswürdige KI enthaltene

anwendbare Elemente;
b) Beurteilung und Minimierung der Auswirkungen von KI-Systemen auf die

ökologische Nachhaltigkeit, einschließlich im Hinblick auf energieeffizientes
Programmieren, und Techniken, um KI effizient zu gestalten, zu trainieren
und zu nutzen;

c) Förderung der KI-Kompetenz, insbesondere der von Personen, die mit der
Entwicklung, dem Betrieb und der Nutzung von KI befasst sind;

d) Erleichterung einer inklusiven und vielfältigen Gestaltung von KI-Systemen,
unter anderem durch die Einsetzung inklusiver und vielfältiger Entwick-
lungsteams und die Förderung der Beteiligung der Interessenträger an diesem
Prozess;

e) Bewertung und Verhinderung der negativen Auswirkungen von KI-Syste-
men auf schutzbedürftige Personen oder Gruppen schutzbedürftiger Per-
sonen, einschließlich im Hinblick auf die Barrierefreiheit für Personen mit
Behinderungen, sowie auf die Gleichstellung der Geschlechter.

(3) 1 Verhaltenskodizes können von einzelnen KI-System-Anbietern oder
-Betreibern oder von Interessenvertretungen dieser Anbieter oder Betreiber
oder von beiden aufgestellt werden, auch unter Einbeziehung von Interessen-
trägern sowie deren Interessenvertretungen einschließlich Organisationen der
Zivilgesellschaft und Hochschulen. 2 Verhaltenskodizes können sich auf ein
oder mehrere KI-Systeme erstrecken, um ähnlichen Zweckbestimmungen der
jeweiligen Systeme Rechnung zu tragen.

(4) Das Büro für Künstliche Intelligenz und die Mitgliedstaaten berücksichti-
gen die besonderen Interessen und Bedürfnisse von KMU, einschließlich Start-

KI-Verordnung (künftige Fassung) Art. 94, 95 VO (EU) 2024/1689 8



142

ups, bei der Förderung und Erleichterung der Aufstellung von Verhaltenskodi-
zes.

Art. 96 Leitlinien der Kommission zur Durchführung dieser Verord-
nung. (1) [1] 1 Die Kommission erarbeitet Leitlinien für die praktische Umset-
zung dieser Verordnung, die sich insbesondere auf Folgendes beziehen:
a) die Anwendung der in den Artikeln 8 bis 15 und in Artikel 25 genannten

Anforderungen und Pflichten;
b) die in Artikel 5 genannten verbotenen Praktiken;
c) die praktische Durchführung der Bestimmungen über wesentliche Verände-

rungen;
d) die praktische Umsetzung der Transparenzpflichten gemäß Artikel 50;
e) detaillierte Informationen über das Verhältnis dieser Verordnung zu den in

Anhang I aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union sowie
zu anderen einschlägigen Rechtsvorschriften der Union, auch in Bezug auf
deren kohärente Durchsetzung;

f) die Anwendung der Definition eines KI-Systems gemäß Artikel 3 Num-
mer 1.

2 Wenn die Kommission solche Leitlinien herausgibt, widmet sie den Bedürf-
nissen von KMU einschließlich Start-up-Unternehmen, von lokalen Behörden
und von den am wahrscheinlichsten von dieser Verordnung betroffenen Sekto-
ren besondere Aufmerksamkeit.

[2] Die Leitlinien gemäß Unterabsatz 1 dieses Absatzes tragen dem allgemein
anerkannten Stand der Technik im Bereich KI sowie den einschlägigen harmo-
nisierten Normen und gemeinsamen Spezifikationen, auf die in den Artikeln 40
und 41 Bezug genommen wird, oder den harmonisierten Normen oder tech-
nischen Spezifikationen, die gemäß den Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union festgelegt wurden, gebührend Rechnung.

(2) Auf Ersuchen der Mitgliedstaaten oder des Büros für Künstliche Intelli-
genz oder von sich aus aktualisiert die Kommission früher verabschiedete Leit-
linien, wenn es als notwendig erachtet wird.

Kapitel XI. Befugnisübertragung und Ausschussverfahren

Art. 97 Ausübung der Befugnisübertragung. (1) Die Befugnis zum Erlass
delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel fest-
gelegten Bedingungen übertragen.

(2) 1 Die in Artikel 6 Absätze 6 und 7, Artikel 7 Absätze 1 und 3, Artikel 11
Absatz 3, Artikel 43 Absätze 5 und 6, Artikel 47 Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3,
Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absätze 5 und 6 genannte Befugnis zum
Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission für einen Zeitraum von
fünf Jahren ab 1. August 2024 übertragen. 2 Die Kommission erstellt spätestens
neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die
Befugnisübertragung. 3 Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend
um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der
Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor
Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) 1 Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 6 Absätze 6 und 7, Artikel 7
Absätze 1 und 3, Artikel 11 Absatz 3, Artikel 43 Absätze 5 und 6, Artikel 47
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Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3, Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absätze 5
und 6 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. 2 Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in
jenem Beschluss angegebenen Befugnis. 3 Er wird am Tag nach seiner Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem darin angege-
benen späteren Zeitpunkt wirksam. 4 Die Gültigkeit von delegierten Rechts-
akten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf
nicht berührt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission
die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Ein-
klang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016
über bessere Rechtsetzung niedergelegten Grundsätzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt
sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat.

(6) 1 Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 6 Absatz 6 oder 7, Artikel 7
Absatz 1 oder 3, Artikel 11 Absatz 3, Artikel 43 Absatz 5 oder 6, Artikel 47
Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3, Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absatz 5
oder 6 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Par-
lament noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermitt-
lung jenes Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände
erheben werden. 2 Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates
wird diese Frist um drei Monate verlängert.

Art. 98 Ausschussverfahren. (1) 1 Die Kommission wird von einem Aus-
schuss unterstützt. 2 Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verord-
nung (EU) Nr. 182/2011.

Kapitel XII. Sanktionen

Art. 991) Sanktionen. (1) 1 Entsprechend den Vorgaben dieser Verordnung
erlassen die Mitgliedstaaten Vorschriften für Sanktionen und andere Durchset-
zungsmaßnahmen, zu denen auch Verwarnungen und nichtmonetäre Maß-
nahmen gehören können, die bei Verstößen gegen diese Verordnung durch
Akteure Anwendung finden, und ergreifen alle Maßnahmen, die für deren
ordnungsgemäße und wirksame Durchsetzung notwendig sind, wobei die von
der Kommission gemäß Artikel 96 erteilten Leitlinien zu berücksichtigen sind.
2 Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschre-
ckend sein. 3 Sie berücksichtigen die Interessen von KMU, einschließlich Start-
up-Unternehmen, sowie deren wirtschaftliches Überleben.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Vorschriften für Sanktio-
nen und andere Durchsetzungsmaßnahmen gemäß Absatz 1 unverzüglich und
spätestens zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens mit und melden ihr unverzüglich
etwaige spätere Änderungen.

1) Art. 99 gilt gem. Art. 113 Abs. 3 Buchst. b bereits ab 2.8.2025.
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(3) Bei Missachtung des Verbots der in Artikel 5 genannten KI-Praktiken
werden Geldbußen von bis zu 35 000 000 EUR oder – im Falle von Unterneh-
men – von bis zu 7 % des gesamten weltweiten Jahresumsatzes des voran-
gegangenen Geschäftsjahres verhängt, je nachdem, welcher Betrag höher ist.

(4) Für Verstöße gegen folgende für Akteure oder notifizierte Stellen gelten-
de Bestimmungen, mit Ausnahme der in Artikel 5 genannten, werden Geldbu-
ßen von bis zu 15 000 000 EUR oder – im Falle von Unternehmen – von bis
zu 3 % des gesamten weltweiten Jahresumsatzes des vorangegangenen Ge-
schäftsjahres verhängt, je nachdem, welcher Betrag höher ist:
a) Pflichten der Anbieter gemäß Artikel 16;
b) Pflichten der Bevollmächtigten gemäß Artikel 22;
c) Pflichten der Einführer gemäß Artikel 23;
d) Pflichten der Händler gemäß Artikel 24;
e) Pflichten der Betreiber gemäß Artikel 26;
f) für notifizierte Stellen geltende Anforderungen und Pflichten gemäß Arti-

kel 31, Artikel 33 Absätze 1, 3 und 4 bzw. Artikel 34;
g) Transparenzpflichten für Anbieter und Betreiber gemäß Artikel 50.

(5) Werden notifizierten Stellen oder zuständigen nationalen Behörden auf
deren Auskunftsersuchen hin falsche, unvollständige oder irreführende Infor-
mationen bereitgestellt, so werden Geldbußen von bis zu 7 500 000 EUR oder
– im Falle von Unternehmen – von bis zu 1 % des gesamten weltweiten Jahres-
umsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahres verhängt, je nachdem, welcher
Betrag höher ist.

(6) Im Falle von KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, gilt für jede
in diesem Artikel genannte Geldbuße der jeweils niedrigere Betrag aus den in
den Absätzen 3, 4 und 5 genannten Prozentsätzen oder Summen.

(7) Bei der Entscheidung, ob eine Geldbuße verhängt wird, und bei der
Festsetzung der Höhe der Geldbuße werden in jedem Einzelfall alle relevanten
Umstände der konkreten Situation sowie gegebenenfalls Folgendes berück-
sichtigt:
a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes und seiner Folgen, unter Berück-

sichtigung des Zwecks des KI-Systems sowie gegebenenfalls der Zahl der
betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens;

b) ob demselben Akteur bereits von anderen Marktüberwachungsbehörden für
denselben Verstoß Geldbußen auferlegt wurden;

c) ob demselben Akteur bereits von anderen Behörden für Verstöße gegen das
Unionsrecht oder das nationale Recht Geldbußen auferlegt wurden, wenn
diese Verstöße auf dieselbe Handlung oder Unterlassung zurückzuführen
sind, die einen einschlägigen Verstoß gegen diese Verordnung darstellt;

d) Größe, Jahresumsatz und Marktanteil des Akteurs, der den Verstoß begangen
hat;

e) jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen
Fall, wie etwa unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finan-
zielle Vorteile oder vermiedene Verluste;

f) Grad der Zusammenarbeit mit den zuständigen nationalen Behörden, um
den Verstoß abzustellen und die möglichen nachteiligen Auswirkungen des
Verstoßes abzumildern;
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g) Grad an Verantwortung des Akteurs unter Berücksichtigung der von ihm
ergriffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen;

h) Art und Weise, wie der Verstoß den zuständigen nationalen Behörden
bekannt wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
der Akteur den Verstoß gemeldet hat;

i) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes;
j) alle Maßnahmen, die der Akteur ergriffen hat, um den Schaden, der den

betroffenen Personen zugefügt wird, zu mindern.
(8) Jeder Mitgliedstaat erlässt Vorschriften darüber, in welchem Umfang

gegen Behörden und öffentliche Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat
niedergelassen sind, Geldbußen verhängt werden können.

(9) 1 In Abhängigkeit vom Rechtssystem der Mitgliedstaaten können die
Vorschriften über Geldbußen je nach den dort geltenden Regeln so angewandt
werden, dass die Geldbußen von den zuständigen nationalen Gerichten oder
von sonstigen Stellen verhängt werden. 2 Die Anwendung dieser Vorschriften in
diesen Mitgliedstaaten muss eine gleichwertige Wirkung haben.

(10) Die Ausübung der Befugnisse gemäß diesem Artikel muss angemesse-
nen Verfahrensgarantien gemäß dem Unionsrecht und dem nationalen Recht,
einschließlich wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und ordnungsgemäßer
Verfahren, unterliegen.

(11) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission jährlich Bericht über die
Geldbußen, die sie in dem betreffenden Jahr gemäß diesem Artikel verhängt
haben, und über damit zusammenhängende Rechtsstreitigkeiten oder Gerichts-
verfahren.

Art. 1001) Verhängung von Geldbußen gegen Organe, Einrichtungen
und sonstige Stellen der Union. (1) 1 Der Europäische Datenschutzbeauf-
tragte kann gegen Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der Union, die
in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, Geldbußen verhängen.
2 Bei der Entscheidung, ob eine Geldbuße verhängt wird, und bei der Fest-
setzung der Höhe der Geldbuße werden in jedem Einzelfall alle relevanten
Umstände der konkreten Situation sowie Folgendes gebührend berücksichtigt:
a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes und dessen Folgen, unter Berück-

sichtigung des Zwecks des betreffenden KI-Systems sowie gegebenenfalls der
Zahl der betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen
Schadens;

b) Grad der Verantwortung des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen
Stelle der Union unter Berücksichtigung der von diesem bzw. dieser ergrif-
fenen technischen und organisatorischen Maßnahmen;

c) alle Maßnahmen, die das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der
Union zur Minderung des von den betroffenen Personen erlittenen Schadens
ergriffen hat;

d) das Maß der Zusammenarbeit mit dem Europäischen Datenschutzbeauftrag-
ten bei der Behebung des Verstoßes und der Minderung seiner möglichen
nachteiligen Auswirkungen, einschließlich der Befolgung von Maßnahmen,
die der Europäische Datenschutzbeauftragte dem Organ, der Einrichtung

1) Art. 100 gilt gem. Art. 113 Abs. 3 Buchst. b bereits ab 2.8.2025.
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oder der sonstigen Stelle der Union im Hinblick auf denselben Gegenstand
zuvor bereits auferlegt hatte;

e) ähnliche frühere Verstöße des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen
Stelle der Union;

f) Art und Weise, wie der Verstoß dem Europäischen Datenschutzbeauftragten
bekannt wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der Union den Verstoß
gemeldet hat;

g) der Jahreshaushalt des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen Stelle der
Union.

(2) Bei Missachtung des Verbots der in Artikel 5 genannten KI-Praktiken
werden Geldbußen von bis zu 1 500 000 EUR verhängt.

(3) Bei Nichtkonformität des KI-Systems mit in dieser Verordnung fest-
gelegten Anforderungen oder Pflichten, mit Ausnahme der in Artikel 5 fest-
gelegten, werden Geldbußen von bis zu 750 000 EUR verhängt.

(4) 1 Bevor der Europäische Datenschutzbeauftragte Entscheidungen nach
dem vorliegenden Artikel trifft, gibt er dem Organ, der Einrichtung oder der
sonstigen Stelle der Union, gegen das bzw. die sich das von ihm geführte
Verfahren richtet, Gelegenheit, sich zum Vorwurf des Verstoßes zu äußern.
2 Der Europäische Datenschutzbeauftragte stützt seine Entscheidungen nur auf
die Elemente und Umstände, zu denen sich die betreffenden Parteien äußern
können. 3 Beschwerdeführer, soweit vorhanden, müssen in das Verfahren eng
einbezogen werden.

(5) 1 Die Verteidigungsrechte der betroffenen Parteien werden während des
Verfahrens in vollem Umfang gewahrt. 2 Vorbehaltlich der legitimen Interessen
von Einzelpersonen oder Unternehmen im Hinblick auf den Schutz ihrer
personenbezogenen Daten oder Geschäftsgeheimnisse haben die betroffenen
Parteien Anspruch auf Einsicht in die Unterlagen des Europäischen Daten-
schutzbeauftragten.

(6) 1 Das Aufkommen aus den nach diesem Artikel verhängten Geldbußen
trägt zum Gesamthaushalt der Union bei. 2 Die Geldbußen dürfen nicht den
wirksamen Betrieb des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen Stelle der
Union beeinträchtigen, dem bzw. der die Geldbuße auferlegt wurde.

(7) Der Europäische Datenschutzbeauftragte macht der Kommission jährlich
Mitteilung über die Geldbußen, die er nach Maßgabe dieses Artikels verhängt
hat, und über die von ihm eingeleiteten Rechtsstreitigkeiten oder Gerichts-
verfahren.

Art. 101 Geldbußen für Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem
Verwendungszweck. (1) 1 Die Kommission kann gegen Anbieter von KI-
Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck Geldbußen von bis zu 3 % ihres
gesamten weltweiten Jahresumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr oder
15 000 000 EUR verhängen, je nachdem, welcher Betrag höher ist, wenn sie
feststellt, dass der Anbieter vorsätzlich oder fahrlässig
a) gegen die einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung verstoßen hat;
b) der Anforderung eines Dokuments oder von Informationen gemäß Arti-

kel 91 nicht nachgekommen ist oder falsche, unvollständige oder irreführen-
de Informationen bereitgestellt hat;
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